
SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR SOZIALES UND GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHALT 
Albertstraße 10 | 01097 Dresden 

Per E-Mail 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
Herrn 
Referat C II 1 
Grundsatzfragen der Chemikaliensicherheit,  
Chemikalienrecht 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Chemikaliengesetzes 
Stellungnahme zu den Regelungen zum Vergiftungsregister 
Ihr Schreiben vom 9. November 2022 – Az.: C II 1 - 6101/001-2022.0001 

Sehr geehrter Herr , 

wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Chemikaliengesetzes. 

Aufgrund der fachlichen Zuständigkeit für das Gemeinsame Giftinformations-
zentrum Erfurt beschränken wir unsere Stellungnahme auf die Regelungen in 
den §§ 16g bis 16i ChemG-E. Zu den sonstigen Regelungen im Gesetzent-
wurf wird sich das für das Chemikalienrecht zuständige Fachressort äußern. 

Aus hiesiger Sicht wird die Umsetzbarkeit der geplanten Pflicht zur Datener-
hebung der GIZ angezweifelt. Die die GIZ betreffenden Regelungen im Ge-
setzentwurf lehnen wir daher in dieser Form ab.  

Im Einzelnen: 

I. Zu Artikel 1

1. Zu § 16g Absatz 3 ChemG-E
Zunächst ist die anzahlmäßige Begrenzung des Beirates nicht nachvollzieh
bar. Als Ergänzung sollte zumindest die Möglichkeit zur Einbeziehung exter
nen Sachverstands geregelt werden. Darüber hinaus ist den Ländern die
Möglichkeit der Teilnahme als Gast an den Sitzungen des Beirats zu ermög
lichen. Alternativ sollte eine jährliche Berichtspflicht des Beirates an die Län
der normiert werden.

2. Zu § 16h Absatz 1 und 2 ChemG-E
Die Länder finanzieren die GIZ in ihrer bisherigen Ausgestaltung vordergrün
dig zur Vorhaltung einer staatlichen Daseinsvorsorge zur Beratung in Vergif
tungsfällen. An dieser Hauptaufgabe ist festzuhalten. Die Qualität und Er
reichbarkeit des Giftnotrufs darf daher aufgrund von Meldungen an das BfR
zum Vergiftungsregister nicht negativ beeinträchtigt werden.

Ihr/-e Ansprechpartner/-in

 Durchwahl 
Telefon 
Telefax 

Ihr Zeichen 
C II 1 - 6101/001-2022.0001

Ihre Nachricht vom

9. November 2022

Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben)

21-1041/1/31-2022/217971

Dresden, 
14. Dezember 2022

Hausanschrift: 
Sächsisches Staatsministerium 
für Soziales und Gesellschaft- 
lichen Zusammenhalt 
Referat 21 | Grundsatzangelegen
heiten der Abteilung, Apotheken
wesen 
Albertstraße 10 
01097 Dresden 

www.sms.sachsen.de 

Leitweg-ID 14-0801001SMS01-02 

Verkehrsanbindung: 
Zu erreichen mit den Straßen
bahnlinien 3, 7, 8 
Haltestelle Carolaplatz 

Für Besucher mit Behinderungen 
befinden sich gekennzeichnete 
Parkplätze bei 
Einfahrt Albertstraße 10 oder Ar
chivstraße, Innenhof SMS 

*Information zum Zugang für 
verschlüsselte/signierte E-Mails/ 
elektronische Dokumente unter 
www.sms.sachsen.de/kontakt.html 

Datenschutzinformationen unter 
www.sms.sachsen.de/datenschutz.html 
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Die durch § 16h ChemG-E vorgesehene umfangreiche Pflicht zur Datenerhebung und 
Dokumentation im Rahmen der Anfragen würde zu deutlich zeitintensiveren Telefonaten 
führen, in der die eigentliche Beratungstätigkeit in Relation zur dann obligatorischen Da
tenerhebung in den Hintergrund rückt. Damit einhergehend würde sich zudem die War
teschleife zur telefonischen Beratung merklich erhöhen. Dies kann ernsthafte Folgen ha
ben. Die staatliche Daseinsvorsorge in Vergiftungsfällen wäre damit geschwächt und be
reits belastete Notaufnahmen noch höher frequentiert. 

Die GIZ sollten folglich nur in dem Umfang verpflichtet werden, Daten an das BfR zu 
übermitteln, wie sie derzeit ohnehin im Rahmen der Giftberatung erhoben und für ein 
Toxikovigilanzregister tatsächlich benötigt werden. Eine Pflicht der GIZ zur Übermittlung 
von Daten über Behandlungsempfehlungen oder einfache Anfragen ohne Exposition ist 
aus hiesiger Sicht nicht angebracht. 

Auch zusätzliche Recherchen (insbesondere, wenn bereits eine Behandlung durch einen 
Arzt erfolgt), sind durch die GIZ nicht zu leisten. Die gesetzlich geregelte Meldeverpflich
tung der Ärzte und Träger der gesetzlichen Unfallversicherungen kann nicht durch die 
Meldung der GIZ ersetzt werden. Sofern ein Arzt sich von einem GIZ zu einem Vergif
tungsfall oder Verdachtsfall beraten lässt, hat die Meldung gemäß Meldeverpflichtung 
durch den Arzt an das BfR zu erfolgen. 

3. Zu § 16i Absatz 3 ChemG-E
Aufzunehmen ist ein gesetzliches Zugriffsrecht der GIZ auf die Daten des Vergiftungsre
gisters. Die derzeitige Ausgestaltung des § 16i Absatz 3 ChemG-E als Auskunftsrecht
der GIZ greift zu kurz. Es ist nicht ersichtlich, wieso die Stellen, die das Vergiftungsregis
ter mit Daten versorgen, von den Erkenntnissen nur in Einzelfällen profitieren sollten.

II. Zu Artikel 3
Die neuen Aufgaben der GIZ sollten zeitlich versetzt zur Einführung des Vergiftungsre
gisters in Kraft treten. Notwendig ist eine Vorlaufzeit, in der die Länder die entsprechen
den Strukturen (z. B. Personal und IT) aufbauen können. Auch ist zu beachten, dass ggf.
eine Anpassung von Landesrecht bzw. der Abschluss eines Staatsvertrages notwendig
wird.

III. Auswirkungen auf die Landeshaushalte
Die Auswirkungen auf die Landeshaushalte sind erheblich und in der Darstellung zum
Erfüllungsaufwand nicht ausreichend dargestellt. Der einmalig notwendige zusätzliche
Erfüllungsaufwand der Länder ist im Gesetzentwurf nicht berücksichtigt (z. B. Abstim
mung und Implementierung der Kategorien/Begrifflichkeiten, Programmierung einer
Schnittstelle zum BfR/Umstellung der GIZ-eigenen EDV auf die neuen Anforderungen,
Sachkosten für neue Mitarbeiter usw.). Weiter entstehen fortlaufende Kosten zur Auf
rechterhaltung des Meldebetriebs und Wartung sowie Pflege der Datenbank.

Für den sächsischen Doppelhaushalt 2023/2024 sind für diese Zusatzaufgabe keine 
Haushaltsmittel eingeplant. 
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Mit freundlichen Grüßen 

 
Referatsleiterin 

Dieses Schreiben wurde elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
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